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Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung der Stadt Marktleuthen (BGS-WAS) 
 

vom 21. Oktober 1993 
 
 
 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Stadt Marktleuthen folgende mit 
Schreiben des Landratsamtes Wunsiedel i. Fichtelgebirge vom 13.10.1993, Nr. 20-863/02, genehmigte 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung: 
 
 

§ 1 
 

Beitragserhebung 
 
Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Wasserversorgungseinrichtung für 
das Gebiet der Stadt Marktleuthen und in den über Zweckvereinbarungen versorgten Gebieten 
Reicholdsgrün, Schwarzenhammer und Kaiserhammer einen Beitrag, soweit der Aufwand nicht einer 
Erstattungsregelung nach Art. 9 KAG unterliegt. 
 

§ 2 
 

Beitragstatbestand 
 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke 
erhoben, wenn für sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluß an die Wasserversorgungseinrichtung be-
steht. Ein Beitrag wird auch für Grundstücke erhoben, die an die Wasserversorgungseinrichtung tatsächlich 
angeschlossen sind oder die auf Grund einer Sondervereinbarung nach § 8 WAS an die Wasserversor-
gungseinrichtung angeschlossen werden. 
 

§ 3 
 

Entstehung der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des 
 
 1. § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen werden 

kann, 
 
 2. § 2 Satz 2, 1. Alternative, sobald das Grundstück an die Wasserversorgungseinrichtung ange-

schlossen ist, 
 
 3. § 2 Satz 2. 2. Alternative, mit Abschluss der Sondervereinbarung. 
 

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die Bei-
tragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
(2) Wenn eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des Grundstückes vorgenom-

men wird, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluss 
dieser Maßnahme. 

 
§ 4 

 
Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks 
oder Erbbauberechtigter ist. 
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§ 5 

 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der zulässigen Geschoßfläche berechnet. 
 
(2) Die zulässige Geschoßfläche bestimmt sich, wenn ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan besteht, 

nach dessen Festsetzungen. Ist darin eine Geschoßflächenzahl (§ 20 Baunutzungsverordnung) fest-
gelegt, so errechnet sich die Geschoßfläche für die Grundstücke durch Vervielfachung der jeweiligen 
Grundstücksfläche mit der im Bebauungsplan festgesetzten Geschoßflächenzahl. Ist im Bebauungs-
plan eine Baumassenzahl (§ 21 Baunutzungsverordnung) festgesetzt, so ergibt sich die Geschoßflä-
che aus der Vervielfachung der jeweiligen Grundstücksfläche mit der Baumassenzahl, geteilt durch 
3,5. Ist auf Grund einer Ausnahme oder Befreiung im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld 
eine größere Geschoßfläche zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen. Ist im Einzelfall nur eine 
geringere Geschoßfläche zulässig, so ist diese maßgebend. 

 
(3) Die zulässige Geschoßfläche ist nach dem Stand der Planungsarbeiten zu ermitteln, wenn für das 

Grundstück zwar die Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlossen, die zulässige Geschoßfläche 
aber noch nicht festgesetzt ist. Absatz 2 Sätze 4 und 5 gelten entsprechend. 

 
(4) Die zulässige Geschoßfläche ist zu ermitteln nach der für vergleichbare Baugebiete in der Stadt 

festgesetzten Nutzungsziffer, wenn 
 
 a) in einem aufgestellten Bebauungsplan das zulässige Maß der Nutzung nicht festgesetzt ist, oder 
 
 b) sich aus einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan die zulässige Geschoßfläche nicht 

hinreichend sicher entnehmen läßt, oder 
 
 c) in einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan das zulässige Maß der Nutzung nicht fest- 
  gesetzt werden soll, oder 
 
 d) ein Bebauungsplan weder in Aufstellung begriffen noch vorhanden ist. 
 
(5) Fehlt es an vergleichbaren Baugebieten, ergibt sich die zulässige Geschoßfläche aus der durch-

schnittlichen Geschoßflächenzahl, die nach § 34 BauGB in Verbindung mit § 17 und § 20 BauNVO 
aus der in der Umgebung vorhandenen Bebauung ermittelt wird. Überschreitet die Geschoßfläche 
der vorhandenen Bebauung die ermittelte zulässige Geschoßfläche, so ist die Geschoßfläche der 
vorhandenen Bebauung maßgebend. 

 
(6) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als zulässige 

Geschoßfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf 
 einem Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeord-
nete Bedeutung hat. 

 
(7) Bei Grundstücken im Außenbereich gilt als zulässige Geschoßfläche die Geschoßfläche der genehmig-

ten Bebauung. Weist das Grundstück keine genehmigte Bebauung auf oder überschreitet die vorhan-
dene Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Geschoßfläche der vorhandenen Bebauung maß-
geblich. Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 
Kellergeschosse und Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie Vollgeschosse i. S. des 
Baurechts sind oder Räume enthalten, die auf die zulässige Geschoßfläche anzurechnen sind (§ 20 
BauNVO). Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf 
nach Wasserversorgung auslösen (Nebengebäude), werden nicht herangezogen; das gilt nicht für die 
Geschosse, die tatsächlich einen Wasseranschluss haben. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben 
außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
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(8) Wird ein Grundstück vergrößert und sind für diese Flächen noch keine Beiträge geleistet worden, so 

entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt, wenn sich die zulässige Geschoßfläche durch 
Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplanes oder durch Erlaß oder Änderung einer Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB später vergrößert. Gleiches gilt ferner für Außenbereichsgrundstücke (Ab-
satz 7), wenn sich die zulässige Geschoßfläche i. S. v. Absatz 7 später vergrößert oder sonstige 
Veränderungen vorgenommen werden, die nach Absatz 7 für die Beitragsbemessung von Bedeu-
tung sind. 

 
(9) Ist bei Grundstücken, für die nach dem bis 31. Dezember 1975 geltenden Satzungsrecht eine Bei-

tragsschuld entstanden ist, die zulässige Geschoßfläche größer als die nach früherem Satzungs-
recht maßgebende Geschoßfläche, so entsteht eine weitere Beitragsschuld für den Unterschied zwi-
schen zulässiger und bisher maßgebender Geschoßfläche. Für die Vergleichsberechnung sind die 
früher maßgebenden Geschoßflächen nur insoweit zu berücksichtigen, als sie nach § 20 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) auf die zulässige Geschoßfläche anzurechnen sind. Die weitere Bei-
tragsschuld darf den Unterschiedsbetrag zwischen einem Beitrag, der sich bei Anwendung des Bei-
tragsmaßstabs nach dieser Satzung ergäbe und der nach bisherigem Satzungsrecht entstandenen 
Beitragsschuld nicht überschreiten. Die weitere Beitragsschuld entsteht bei unbebauten Grundstü-
cken erst mit deren Bebauung, bei bebauten Grundstücken erst mit der Vergrößerung, der nach 
früherem Satzungsrecht maßgebenden Geschoßfläche. 

 
§ 6 

 
Beitragssatz 

 
Der Beitrag beträgt 
 
a) pro m² Grundstücksfläche    0,31 € 
 
b) pro m² Geschossfläche    1,64 €. 
 
 

§ 7 
 

Fälligkeit 
 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 
 
 

§ 7 a 
 

Ablösung des Beitrags 
 
Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden (Art. 5 Abs. 9 KAG). Ein 
Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrags richtet sich nach der vo-
raussichtlichen Höhe des entstehenden Beitrags. 
 
 

§ 8 
 

Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Besei-
tigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i. S. des § 3 WAS ist mit Ausnahme 
des Aufwandes, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüs-
se entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluß der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im 

Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist. Der Erstattungsanspruch wird einen Monat nach Zustellung des Ertstattungsbescheids 
fällig. 
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§ 9 
 

Gebührenerhebung 
 
Die Stadt erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grund- und Verbrauchsgebühren. 
 
 

§ 9 a 
 

Grundgebühr 
 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten Wasserzähler berechnet. 
Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird 
die Grundgebühr nach der Summe des Nenndurchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. 
Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss geschätzt, der nötig wäre, um 
die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauerdurchfluss (Qn) 
 
 bis Q3 2,5 bis 4 m3/h (Qn 1,5 bis 2,5) 72,00 €/Jahr 

 bis Q3 10 m3/h (Qn 6) 120,00 €/Jahr 

 bis Q3 16 m3/h (Qn 10) 144,00 €/Jahr 

 bis Q3 25 m3/h (Qn 15) 240,00 €/Jahr 

 über Q3 25 m3/h (Qn 15) 320,00 €/Jahr. 
 

§ 10 
 

Verbrauchsgebühr 
 
(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung entnom-

menen Wassers berechnet. 
 
(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler festgehalten. Er ist durch die Stadt zu schätzen, 

wenn 
 
 1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
 
 2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 
 
 3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der Wasserzähler den wirklichen Wasserver-

brauch nicht angibt. 
 
(3) Die Gebühr beträgt pro Kubikmeter entnommenen Wassers 2,58 €. 
 
(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt die 

Gebühr 1,02 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
 

§ 11 
 

Entstehen der Gebührenschuld 
 
(1) Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit dem Verbrauch. 
 
(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen 

Herstellung des Anschlusses folgt; die Stadt teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. 
Im übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines  

 Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld. 
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§ 12 
 

Gebührenschuldner 
 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist, Gebührenschuldner ist auch der 
Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-
schuldner. 
 

§ 13 
 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 
 

(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Abrechnungsjahr ist der Zeitraum 01.10. bis 30.09. Die 
Grund- und Verbrauchsgebühr wird einen Monat nach Zustellung des Gebührenbescheids fällig. 

 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 01.02., 01.05., 01.08. und 01.11. jedes Jahres Vorauszahlungen 

in Höhe eines Viertels der Vorjahresabrechnung zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, 
so setzt die Stadt die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauchs 
fest. 

 
§ 14 

 
Mehrwertsteuer 

 
Zu den Beiträgen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe erhoben. 
 

§ 15 
 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt für die Höhe der Schuld maßgebliche Ver-
änderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16 
 

Beitragstatbestände nach bisherigem Satzungsrecht 
 
Beitragstatbestände, die von der Satzung vom 09. Dezember 1975 in der Fassung der Änderungssatzung 
vom 23. Dezember 1981 erfaßt werden sollten, werden als abgeschlossen behandelt, soweit bestandskräf-
tige Veranlagungen vorliegen. Wurden solche Beitragstatbestände nach der genannten Satzung nicht oder 
nicht vollständig veranlagt oder sind Beitragsbescheide noch nicht bestandskräftig, dann bemißt sich der 
Beitrag nach der vorliegenden Satzung. Soweit sich dabei ein höherer Beitrag als nach der Satzung vom 
09. Dezember 1975 in der Fassung der Änderungssatzung vom 23. Dezember 1981 ergibt, wird dieser 
nicht erhoben. 
 

§ 17 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 1994 in Kraft. 
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Satzung erlassen am 21. Oktober 1993, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 18. November 1993 
 
Satzung geändert am 29.08.1994, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 15.09.1994 
 
Satzung geändert am 29.11.1996, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 19.12.1996 
 
Satzung geändert am 09.10.2000, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 19.10.2000 
 
Satzung geändert am 25.10.2001, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 15.11.2001 
 
Satzung geändert am 02.05.2005, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 19.05.2005 
 
Satzung geändert am 01.12.2008, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 18.12.2008 
 
Satzung geändert am 01.12.2011, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 15.12.2011 
 
Satzung geändert am 01.10.2014, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 16.10.2014 
 
Satzung geändert am 27.09.2017, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 19.10.2017 
 
Satzung geändert am 25.11.2020, veröffentlicht im Kreisamtsblatt am 17.12.2020 


